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Das Ifo-Institut hat kürzlich unter dem Titel „Wel-
fare to Work“ einen Vorschlag zur Reform der Sys-

teme der Mindestsicherung in Europa vorgelegt1. Die 
Argumentation zerfällt in zwei Teile: Im ersten Teil wer-
den Fehlallokationen identifi ziert, die nach Ansicht der 
Autoren mit den gegenwärtigen Systemen der Min-
destsicherung verbunden sind, die als „Einkommens-
ersatzleistungen“ charakterisiert werden. Im zweiten 
Teil wird ein Vorschlag zur Reform des Systems 
unterbreitet, dessen wichtigstes Element in einer 
„Einkommensergänzungsleistung“ besteht. 

Der vorliegende Beitrag befasst sich ausschließlich 
mit dem deutschen Sozialhilfesystem und identifi ziert 
Ungereimtheiten in der Argumentation von dessen Kri-
tikern: Zum einen wird gezeigt, dass die Kritik am 
bestehenden Sozialhilfe-System in wichtigen Punkten 
nicht als Kritik an der Rechtslage, sondern allenfalls an 
der mangelnden Konsequenz der Umsetzung zu deu-
ten ist. Zum anderen wird gezeigt, dass der Reformvor-
schlag des Ifo-Instituts auf einer Inkonsistenz bezüglich 
einer wichtigen Informationsannahme beruht und dass 
zudem die ausdrücklich genannten Ziele mit anderen, 
schon lange diskutierten Maßnahmen besser erreicht 
werden könnten. 

Die Ifo-Kritik am deutschen Sozialhilfesystem

Die gegenwärtige deutsche Sozialhilfe wird heute 
vielfach als eine „Subvention für die Untätigkeit“ cha-
rakterisiert, da sie „wegfällt, wenn man arbeitet“2. Ja, 
schlimmer als das, die Lohnersatzleistungen „defi nie-
ren Mindestansprüche für Marktlöhne, denn niemand 
ist bereit, einen Job anzunehmen, der weniger Einkom-
men bietet, als man ohne zu arbeiten vom Staat erhält“3. 
Anders ausgedrückt, die Sozialhilfe induziert freiwilli-

ge Arbeitslosigkeit in dem Umfang, in dem Menschen 
zu einem Marktlohn, der ihrer Arbeitsproduktivität ent-
spricht, nicht zu arbeiten bereit sind, so lange das so 
erzielbare Einkommen ihren Sozialhilfeanspruch nicht 
übertrifft.

An dieser Stelle ist anzumerken: Der Begriff „Markt-
lohn“ bezieht sich auf das Entgelt für eine Arbeitsstun-
de, der Sozialhilfeanspruch dagegen auf einen Monat. 
Diese beiden Größen sind also nur dann kommensu-
rabel, wenn man von einer festen monatlichen Zahl 
von Arbeitsstunden ausgeht, etwa: 170. Die Behaup-
tung von Sinn ist dann so zu interpretieren, dass bei 
einem monatlichen Sozialhilfeanspruch (einer allein-
stehenden Person) von S Euro – und in Abwesenheit 
von Steuern und Sozialabgaben – alle Personen mit 
einer Arbeitsproduktivität je Stunde von weniger als 
Euro S/170 freiwillig arbeitslos sind. 

Einschränkende Voraussetzungen

Dass Sinn diesen Zustand4 gleichzeitig als einen 
Verstoß gegen das „Recht auf Arbeit“ interpretiert und 
dass dies kaum zur zuvor behaupteten freiwilligen 
Entscheidung für die Untätigkeit passt, sei hier nur 
am Rande erwähnt. Interessanter ist dagegen die Fra-
ge nach der empirischen Richtigkeit seiner Behaup-
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1 G. C o r s e t t i , J. F l e m m i n g , S. H o n k a p o j h a , W. L e i b f r i t z , G. 
S a i n t - P a u l , H.-W. S i n n , X. V i v e s : Report on the European Eco-
nomy 2002, in: CESifo Forum, München 2002, Kapitel 6. Der Vorschlag 
trägt sehr stark die Handschrift des Mitautors Hans-Werner Sinn und 
deckt sich mit einer Reihe anderer Arbeiten dieses Autors aus jüngster 
Zeit; vgl. H.-W. S i n n : Sozialstaat im Wandel, in: R. H a u s e r  (Hrsg.): 
Die Zukunft des Sozialstaats, Berlin 2000, S. 15-34; ders.: Die Höhle 
in der Eiger-Nordwand. Eine Anmerkung zum Mainzer Modell und 
zum Wohlfahrtsstaat an sich, in: ifo Schnelldienst, 55, 2002, Heft 3, 
S. 20-25.

2 H.-W. S i n n : Sozialstaat im Wandel, in: R. H a u s e r  (Hrsg.): Die Zu-
kunft des Sozialstaats, a.a.O., S. 22.

3  H.-W. S i n n : Die Höhle in der Eiger-Nordwand. Eine Anmerkung zum 
Mainzer Modell und zum Wohlfahrtsstaat an sich, a.a.O., S. 20.

4 Ebenda, S.21. 
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tung. Diese gilt nur unter einer Reihe einschränkender 
Voraussetzungen:

1. Bei gleichem Einkommen ziehen es die meisten 
Menschen vor, nicht zu arbeiten. 

2. Der Sozialhilfebezug ist nicht an die Bereitschaft zu 
arbeiten geknüpft.

3. Umgekehrt entfällt der Sozialhilfebezug bereits beim 
ersten Euro Arbeitseinkommen.

4. Wenn die betroffenen Personen arbeiten wollten, 
würden sie eine Beschäftigung fi nden. 

Jede dieser Voraussetzungen ist bestreitbar:

Ad 1.: Die Annahme, dass es die meisten Menschen 
bei gleichem Einkommen vorziehen, nicht zu arbeiten, 
widerspricht neueren Erkenntnissen der Umfrage-For-
schung5, nach denen Arbeitslose ceteris paribus – also 
bei gegebenem Einkommen – einen signifi kant gerin-
geren Grad an Lebenszufriedenheit angeben. Nimmt 
man diese Ergebnisse ernst, so wäre selbst im deut-
schen System einer 100%igen Anrechnung eigener 
Arbeitseinkünfte auf die Sozialhilfe niemand freiwillig 
arbeitslos. Lediglich bei Langzeitarbeitslosen, die sich 
an diesen Zustand gewöhnt haben, besteht nach neu-
eren empirischen Erkenntnissen6 ein Anreizproblem.

Ad 2.: Die Annahme, dass der Sozialhilfebezug nicht 
an die Bereitschaft zu arbeiten geknüpft ist, wider-
spricht dem Bundes-Sozialhilfegesetz (BSHG), das in 
§ 18 (1) ausdrücklich eine Arbeitspfl icht beinhaltet und 
in § 25 regelt, dass bei Personen, die eine zumutbare 
Arbeit ablehnen, der Anspruch auf Hilfe zum Lebens-
unterhalt entfällt.

Ad 3.: Auch die Voraussetzung, dass der Sozi-
alhilfeanspruch beim ersten Euro Arbeitseinkommen 
entfällt, ist nach geltendem deutschen Sozialhilferecht 
nicht erfüllt: Tatsächlich wird ein so genannter Absetz-
betrag in Höhe von 25% des Regelsatzes von € 280 
(also bei Alleinstehenden monatlich € 70) überhaupt 
nicht und die nächsten € 467 „nur“ zu 85% auf den 
Sozialhilfeanspruch angerechnet, so dass im Endeffekt 
durch eigene Arbeit € 140 im Monat hinzuverdient wer-
den können. Darüber hinausgehendes Arbeitseinkom-
men wird allerdings voll angerechnet, so dass sich im 
Bereich zwischen € 537 und 818 eine marginale Trans-
ferentzugsrate von 100% ergibt.

Ad 4.: Dass jeder Sozialhilfebezieher, der arbeiten 
will, auch eine Beschäftigung (zu beliebig niedrigem 

Lohnsatz) fi ndet, ist ebenfalls zu bezweifeln. Dagegen 
sprechen nicht nur zu hohe Tarifl öhne, sondern auch 
das in der Effi zienzlohntheorie begründete Zögern 
von Arbeitgebern, „unsichere Kantonisten“ einzustel-
len. Im Übrigen haben im gegenwärtigen System die 
Sozialämter jedes Interesse, ihren Hilfeempfängern 
Jobs zu vermitteln, da die Sozialhilfeausgaben von den 
Kommunen getragen werden.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Sozialhilfe 
zumindest de jure keinen Anlass zur Untätigkeit bietet. 
Etwaige Mängel des bestehenden Systems könnten 
allerdings in der Umsetzung der gesetzlichen Arbeits-
pfl icht zu fi nden sein. Dabei ist zu bedenken, dass – 
wegen der Zumutbarkeitsregeln in § 18 (3) BSHG – 
das Sozialamt in jedem Einzelfall überprüfen muss, ob 
die Aufnahme einer Arbeit dem Hilfeempfänger zuzu-
muten ist. Grob gesprochen, geht es hierbei um die 
Feststellung der Arbeitsfähigkeit, die in der Regel nicht 
kostenlos sein dürfte.

Der Reformvorschlag 

Grundgedanke des von der Ifo-Expertengruppe 
vorgelegten Reformplanes ist eine Aufspaltung der 
Bedürftigen in zwei Gruppen, nämlich:

• Nicht Arbeitsfähige, denen eine Sozialhilfe in der bis-
herigen Höhe weiter gezahlt werden soll.

• Arbeitsfähige, für die der Transferanspruch am 
tatsächlich erzielten Arbeitseinkommen bemessen 
werden soll, und zwar in Anlehnung an den amerika-
nischen „Earned Income Tax Credit“ (EITC) in folgen-
den Stufen:

a) Beträgt das Arbeitseinkommen null, so soll nur 
das physische Existenzminimum fi nanziert, also 
wesentlich weniger gezahlt werden als an Nicht-
Arbeitsfähige.

b) Niedrige Arbeitseinkommen bis zu einer Höhe von 
y1 sollen proportional aufgestockt werden; übersteigt 
das Einkommen y1, so bleibt der Transfer zunächst 
konstant, von einem Grenzeinkommen y2 an kommt 
es dann zu einer Teilanrechnung auf die Höhe des 
Transfers, bis dieser bei einem noch höheren Ein-
kommen y3 vollkommen abgeschmolzen ist (vgl. die 
gestrichelte Linie in der Abbildung).

c) Arbeitsfähige, die keine Beschäftigung fi nden 
können, sollen zu den unter a) und b) genannten 
Konditionen vom Staat beschäftigt werden.

5 Zum Beispiel A.J. O s w a l d : Happiness and Economic Performance, 
in: Economic Journal, 107, 1997,  S. 1815-1831; B.S. F re y, A. S t u t -
z e r : Happiness, Economy, and Institutions, in: Economic Journal, 
110, 2000, S. 918-938.

6 A.E. C l a r k , Y. G e o rg e l l i s , P. S a n f e y : Scarring: The Psycho-
logical Impact of Past Unemployment, in: Economica, 68, 2001, 
S. 221-241.
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Zunächst ist festzustellen, dass der Reformvorschlag 
die Fähigkeit des Sozialamts voraussetzt, Arbeitsfähige 
von Nicht-Arbeitsfähigen zu unterscheiden. Insofern 
ist er nicht revolutionär, da er die heute geltenden 
gesetzlichen Regelungen übernimmt. Ebenso wenig 
innovativ ist die Regelung c), die im Wesentlichen der 
Bestimmung in § 19 (1) BSHG entspricht, nach der der 
Sozialhilfeträger dem Hilfesuchenden, der selbst keine 
Arbeit fi nden kann, eine Arbeitsgelegenheit verschaf-
fen soll. 

Die Regelung in b) setzt dagegen auf starke Anreize 
zur Aufnahme einer Beschäftigung. Diese wiederum 
machen gerade dann einen Sinn, wenn der Staat die 
Arbeitsfähigkeit nicht beobachten kann und daher das 
Anreizsystem als Selbstselektions-Mechanismus ein-
setzt: Damit Arbeitsfähige sich als solche zu erkennen 
geben, muss das Arbeiten hinreichend attraktiv sein. 

Unterstellen wir daher im Folgenden, dass die 
Arbeitsfähigkeit nicht oder zumindest nur fehlerhaft 
beobachtet werden kann. Dann ist es sicherlich nicht 
vernünftig, die Betroffenen mit einer Transferentzugsra-
te von 85 bis 100%, wie sie heute in weiten Bereichen 
gilt, vom Arbeiten abzuhalten. Welche Gründe spre-
chen aber umgekehrt für eine positive Verknüpfung 
des Sozialtransfers mit dem Arbeitseinkommen (also 
eine negative Transferentzugsrate), und welche spre-
chen für eine negative Verknüpfung nach Art einer 
„negativen Einkommensteuer“ (also eine durchgängig 
positive, aber deutlich unter 100% liegende Transfer-
entzugsrate), wie sie in der durchgezogenen Linie in 
der Abbildung dargestellt ist?

Für die positive Verknüpfung spricht der Charakter 
als „Lohnergänzungsleistung“: Der Lohnsatz von Per-
sonen mit sehr niedriger Arbeitsproduktivität soll so 

weit angehoben werden, dass es sich auch für diese 
lohnt zu arbeiten und ihre Fähigkeiten zu trainieren7. 
Allerdings ist dieser Effekt auf einen relativ begrenzten 
Bereich niedriger Einkommen beschränkt. 

Gravierende Gegenargumente

Hingegen sprechen gravierende Gründe gegen einen 
mit dem Arbeitseinkommen steigenden Sozialtransfer:

• Unter allokativen Gesichtspunkten ist zu bemängeln, 
dass der Transfer einen Keil zwischen die 
Grenzproduktivität der Arbeit und die Grenzrate der 
Substitution zwischen Konsum und alternativer Nut-
zung der Zeit (z.B. zur Betreuung der eigenen Kinder) 
schiebt und die Betroffenen dazu veranlasst, mehr 
als die volkswirtschaftlich effi ziente Arbeitsleistung 
zu erbringen. Sie führt damit wie jede andere Sub-
vention einer wirtschaftlichen Aktivität (z.B. im Stein-
kohlebergbau oder in der Landwirtschaft) zu einer 
Vernichtung von Ressourcen. Besonders bedenklich 
wären solche Fehlanreize bei Frauen, da sie dazu 
führen könnten, dass weniger Kinder geboren wer-
den. Sie würden damit die bereits bestehenden Fehl-
anreize verstärken, die mit der Kollektivierung der 
Kinder in der umlagefi nanzierten Rentenversiche-
rung verbunden sind8, und damit die demographi-
sche Schiefl age in Deutschland verschärfen.

• Die vorgeschlagene Absenkung des Sozialtransfers 
für Personen ohne Arbeitseinkommen führt zu 
einer Ungerechtigkeit gegenüber denjenigen, die 
fälschlicherweise als arbeitsfähig eingestuft werden, 
obwohl sie in Wirklichkeit nicht oder nur eingeschränkt 
(d.h. für eine reduzierte Stundenzahl) arbeitsfähig 
sind. 

• Soweit Unterschiede im Arbeitseinkommen zwi-
schen zwei Personen nicht auf Unterschiede in 
der Stundenzahl, sondern in der Befähigung 
zurückgehen, widerspricht es dem anerkannten 
Leistungsfähigkeitsprinzip der Besteuerung, wenn 
derjenige mit der größeren Fähigkeit den höheren 
Transfer erhält.

7 G. C o r s e t t i  u.a., a.a.O., S. 78.

8 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirt-
schaft: Grundlegende Reform der Gesetzlichen Rentenversicherung, 
Bonn 1998, Tz. 45.

9 Vgl. W. O c h e l : Financial Incentives to Work – Conceptions and Re-
sults in Great Britain, Ireland and Canada, CESifo Working Paper, Nr. 
627, Dezember 2001, S.19.

10 Dieses Dilemma wird auch in dem Reformvorschlag von 
Raffelhüschen deutlich, der ebenfalls eine Lohnsubvention im niedri-
gen Einkommensbereich, aber eine Transferentzugsrate von 100% im 
höheren Bereich vorsieht. Vgl. B. R a f f e l h ü s c h e n : Soziale Grundsi-
cherung in der Zukunft: Eine Blaupause, Diskussionsbeiträge des Ins-
tituts für Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, 
Nr. 96, Juli 2001.
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• Es ergeben sich Anreize für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zur Manipulation, indem der ausgezahlte 
Arbeitslohn höher angegeben wird, als er tatsächlich 
war. Da eine solche Manipulation überdies zu Steu-
ervorteilen beim Arbeitgeber führt, wäre sie noch 
attraktiver als die zu niedrige Angabe von Arbeitsein-
kommen im umgekehrten Fall. 

• Schließlich verschärft die Regelung – bei gegebenem 
Mindesteinkommen – den Zielkonfl ikt zwischen dem 
Ziel der Vermeidung zu hoher Transferentzugsraten 
im Einkommensbereich zwischen y2 und y3 und dem 
Ziel der Finanzierbarkeit des Programms9,10.

Fazit

Man mag darüber streiten, ob die Bekämpfung frei-
williger Arbeitslosigkeit die drängendste Aufgabe der 
Wirtschaftspolitik in der gegenwärtigen Situation ist. 
Akzeptiert man diese Voraussetzung allerdings, so wird 
man über die Reformbedürftigkeit des deutschen Sozi-
alhilfesystems als solche rasch Einigkeit erzielen. In 
diesem Zusammenhang wollte der Beitrag auf zwei 
Trugschlüsse aufmerksam machen, die die Sinnhaftig-
keit des Ifo-Reformvorschlags reduzieren.

Zum einen muss Arbeitspfl icht nicht erst in das deut-
sche Sozialhilferecht eingeführt werden; sie besteht 
bereits. Insofern handelt es sich lediglich um Vorschläge 
zur konsequenteren Umsetzung bestehenden Rechts, 
ohne dass aber Vorschläge gemacht werden, wie dies 
institutionell umgesetzt werden soll. 

Zum anderen setzt der Vorschlag der Absenkung 
der Hilfeleistungen für Arbeitsfähige die perfekte Beob-
achtbarkeit der Arbeitsfähigkeit voraus, während die 
vorgeschlagene Beseitigung der negativen Arbeitsan-
reize nur dann notwendig ist, wenn die Arbeitsfähigkeit 
nicht von außen feststellbar ist. Überdies schießt der 
Vorschlag positiver Lohnsubventionen über das Ziel 
der Abschaffung negativer Anreize hinaus. Eine Reihe 
guter Gründe sprechen dafür, statt dieser „Radikalkur“ 
lieber eine gemäßigte Alternative einzuführen, etwa die 
schon viel diskutierte negative Einkommensteuer11, bei 
der eigenes Arbeitseinkommen nur zu einem gewissen 
Prozentsatz auf die Sozialhilfe angerechnet wird.

11 Zur negativen Einkommensteuer vgl. das Zeitgespräch „Die negative 
Einkommensteuer – Ein beschäftigungspolitisches Instrument?“ mit 
Beiträgen von F.W. S c h a r p f  („Für eine Subventionierung niedriger 
Erwerbseinkommen“), W. S c h e r f  („Die negative Einkommensteuer: 
Ein problematisches Konzept der Steuer- und Sozialpolitik“) und H.-H. 
H ä r t e l  („Ein Ausweg aus dem Konfl ikt zwischen Beschäftigungs- 
und Verteilungszielen?“) in: WIRTSCHAFTSDIENST, 74. Jg. (1994), 
H. 3, S. 111 bis 121; und J. M i t s c h k e : Steuer- und Sozialpolitik 
für mehr reguläre Beschäftigung, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. 
(1995), H. 2, S.75-84.
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